
Schlechte humanitäre Bedingungen können eine auf eine Bevölkerungsgruppe bezogene Gefahrenlage darstel-
len, die zu einer unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung im Sinn von Art. 3 EMRK führt. Dies ist  
bei der Rückkehr von Familien mit minderjährigen Kindern unter den in Afghanistan derzeit herrschenden  
Rahmenbedingungen im Allgemeinen der Fall,  so dass  für  sie  ein Abschiebungsverbot  nach § 60 Abs.  5  
AufenthG besteht.

(Amtliche Leitsätze)

13a B 14.30284

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 

Urteil vom 21.11.2014

T e n o r

I. Das Urteil des Verwaltungsgerichts Regensburg vom 14. April 2014 wird abgeändert und die Beklagte unter 
Abänderung von Nummer 3 und Aufhebung von Nummer 4 des Bescheids des Bundesamts für Migration und 
Flüchtlinge vom 5. September 2013 verpflichtet festzustellen, dass bei den Klägern das Abschiebungsverbot  
nach § 60 Abs. 5 AufenthG hinsichtlich Afghanistan vorliegt.

II. Die Beklage hat die Kosten des Berufungsverfahrens zu tragen. Von den Kosten des Verfahrens vor dem 
Verwaltungsgericht haben die Kläger ¾ und die Beklagte ¼ zu tragen.

III.  Das Urteil  ist  im Kostenpunkt vorläufig vollstreckbar. Der jeweilige Vollstreckungsschuldner kann die  
Vollstreckung durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung in Höhe des zu vollstreckenden Betrags abwenden, 
wenn nicht der jeweilige Vollstreckungsgläubiger vorher Sicherheit in gleicher Höhe leistet.

IV. Die Revision wird nicht zugelassen.

T a t b e s t a n d

Die  Kläger,  eine  Familie  aus  Kabul  mit  zwei  im Jahr  2009 und im Jahr  2012 geborenen Kindern,  sind 

afghanische  Staatsangehörige  und  tadschikische  Volkszugehörige.  Sie  reisten  im  Juni  2012  in  die 

Bundesrepublik Deutschland ein und stellten am 25. Juni 2012 beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

(Bundesamt) Asylantrag.

Der Kläger zu 1, der Ehemann und Vater, gab bei seiner Anhörung vor dem Bundesamt am 24. Oktober 2012 

an,  er  habe  mit  seiner  Familie  zuletzt  in  Kabul  gelebt.  Am  7.  Oktober  2011  (12.10.1390)  hätten  sie 

Afghanistan verlassen. Seine Eltern lebten noch in Kabul. Sechs Onkel lebten in Deutschland, in Afghanistan 

seien noch eine 24 Jahre alte Schwester sowie zwei Brüder mit 16 oder 17 und 10 Jahren. Nach dem Abitur  

habe er zusammen mit seinem Vater ein Geschäft geführt, in dem man verschiedene Zubehörteile zum Bau 

eines Hauses erhalte. Auf die Frage nach dem Ausreisegrund gab der Kläger zu 1 an, Grund sei die Zukunft 

seiner Kinder. In Afghanistan gebe es keine Kindergärten, keine richtige Schule, man könne keine richtige  

Ausbildung machen und jeden Tag gebe es irgendwo ein Attentat. Er wolle nicht, dass seine Kinder in einer  

Umgebung aufwüchsen, wo nur Krieg und Chaos sei. Seine Familie sei nicht sehr reich, aber auch nicht arm 
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gewesen. Er habe ein Auto, ein Grundstück und den Laden besessen. Dies alles hätten sie für die Zukunft der  

Kinder  aufgegeben.  Die Klägerin zu 2,  die  Ehefrau und Mutter,  gab bei  ihrer  Anhörung an,  bis  zu ihrer  

Ausreise habe die Familie in Kabul gelebt. Die Familie sei bis nach Athen gemeinsam geflohen. Dort hätten 

sie  einen  Araber  kennengelernt,  der  sie  als  seine  Ehefrau  gemeinsam mit  den  beiden  Kindern  mit  nach  

Deutschland genommen habe. Sie sei mit ihm nach Frankfurt am Main geflogen. Am 3. Juni 2012 sei sie mit  

den Kindern in Deutschland angekommen. Sie habe im Jahr 2008 geheiratet. In Afghanistan lebten noch ihre 

Eltern  in  Kabul  sowie  vier  Schwestern  und  zwei  Brüder.  Sie  habe  an  einem  staatlichen  Institut  eine 

zweijährige Ausbildung zur Erzieherin, zur Kindergärtnerin, absolviert und abgeschlossen. Bis zur Geburt des 

ersten  Kindes  habe  sie  dann sechs  Monate  im Kindergarten  gearbeitet.  Afghanistan  habe  sie  wegen der  

Zukunft ihrer Kinder verlassen. Sie habe sie nicht in den Kindergarten bringen können, sie hätten nicht alleine 

in die Schule gehen können. Ein Onkel von ihr sei bei einem Attentat umgekommen. Ihr Mann arbeite auch in 

Kabul und sie wolle nicht, dass ihm Gleiches passiert. Er habe dort ein Geschäft und verkaufe u.a. Wasch -

becken und Kommoden. Sie wolle, dass ihre Kinder in Deutschland eine Zukunft hätten.

Mit  Bescheid  des  Bundesamts  vom 5.  September  2013  wurden  die  Anträge  auf  Anerkennung  als  Asyl -

berechtigte abgelehnt (1.) sowie festgestellt, dass die Voraussetzungen für die Zuerkennung der Flüchtlings-

eigenschaft und Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 2 bis 7 AufenthG nicht vorliegen (2. und 3.) und den 

Klägern die Abschiebung angedroht  (4.).  Zur Begründung ist  angeführt,  die Kläger hätten eine politische 

Verfolgung  nicht  geltend  gemacht,  sondern  sich  nur  auf  die  allgemeine  Sicherheitslage  in  Afghanistan  

bezogen. Für eine Gefährdung wegen der Zugehörigkeit  zur Volksgruppe der Tadschiken bestünden keine  

Anhaltspunkte. Auch Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 2 bis 7 AufenthG lägen nicht vor, insbesondere 

bestehe  keine  erhebliche  individuelle  Gefahr  aufgrund  eines  bewaffneten  Konflikts.  Zudem  seien  keine 

stichhaltigen Ausführungen gemacht worden, aus denen sich ergäbe, dass die Familie nach einer Rückkehr 

mittellos und völlig auf sich gestellt wäre. In der Gesamtschau könne nicht von einer extremen Gefahrenlage 

nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG ausgegangen werden.

Mit  der  hiergegen  gerichteten  Klage  vor  dem Verwaltungsgericht  Regensburg  verfolgten  die  Kläger  ihr 

Begehren weiter. In der mündlichen Verhandlung am 14. April 2014 vertieften die Kläger ihr Vorbringen und 

gaben an, alle ihre Ersparnisse für die Ausreise aufgewandt zu haben. Weiter habe die Familie Geld vom Vater  

des Klägers zu 1 bekommen. Bei einer Rückkehr stünde die Familie vor dem Nichts. Außer den Eltern des  

Klägers zu 1 seien dort keine Verwandten mehr. Die Klägerin zu 2 habe in Afghanistan noch ihre Mutter sowie  

vier Schwestern und zwei Brüder.

Mit  Urteil  vom 14.  April  2014  wurde  die  Klage  abgewiesen.  Dass  den  Klägern  relevante  Verfolgungs-

maßnahmen drohten, sei weder dargetan, noch sonst ersichtlich. Auch die Voraussetzungen für subsidiären und 

nationalen Schutz lägen nicht vor. Insbesondere sei ein Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG 

nicht deshalb festzustellen, weil es sich um eine Familie mit kleinen Kindern handle. Hier vermittle Nr. C 3.2 

der  Verwaltungsvorschriften  des  Bayerischen  Staatsministeriums  des  Innern  den  Klägern  gleichwertigen 
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Schutz vor Abschiebung. Danach würden Straftäter, Personen, bei denen Ausweisungsgründe vorliegen bzw. 

Sicherheitsbedenken  bestehen,  sowie  alleinstehende,  männliche  afghanische  Staatsangehörige  vorrangig 

zurückgeführt.  Die  Rückführung  anderer  Personen  sei  vorerst  zurückzustellen.  Letzterem  Personenkreis 

gehöre die Familie an, so dass sie nach Abschluss des Asylverfahrens ebenso eine Duldung erhalten würde wie  

diejenigen Personen, für die ein förmlicher Abschiebestopp bestehe. Damit sei die Familie hinreichend vor  

einer Abschiebung nach Afghanistan geschützt.  Die Familie sei auch trotz der bekanntermaßen schlechten 

Sicherheits- und Versorgungslage keiner konkreten landesweiten Gefährdung für Leib, Leben oder Freiheit 

ausgesetzt.  Die  Eltern seien beide überdurchschnittlich qualifiziert  und bei  einer  Rückkehr  sei  zumindest  

damit  zu  rechnen,  dass  der  Familienverband,  der  bereits  die  Ausreise  finanziert  habe,  die  Kläger  wieder 

aufnehme und ihnen in der  ersten Zeit  ein Obdach biete.  Zudem verfügten die  Kläger noch über  andere 

Familienmitglieder.

Auf Antrag der Kläger hat der Bayerische Verwaltungsgerichtshof die Berufung hinsichtlich des Begehrens 

nach Feststellung eines national begründeten Abschiebungsverbots mit Beschluss vom 4. August 2014 wegen 

grundsätzlicher  Bedeutung  der  Frage  zugelassen,  ob  für  eine  Familie  mit  minderjährigen  Kindern  bei 

Rückkehr eine erhebliche konkrete Gefahr im Sinn von § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG besteht.

Zur Begründung ihrer Berufung tragen die Kläger vor, sie hätten noch zwei sehr kleine Kinder im Alter von 

erst fünf und zwei Jahren, so dass jedenfalls für die Mutter eine Arbeit  nicht ohne weiteres möglich sein  

werde. Schon mit nur einem Kind sei ihr der Besuch eines lediglich sechsmonatigen Praktikums nicht regel -

mäßig möglich gewesen. Es sei nicht anzunehmen, dass sie als Kindergärtnerin ohne weiteres ihre beiden 

Kinder mit zur Arbeit nehmen könne. Der Vater werde nicht im Stande sein, für vier Personen den Unterhalt  

zu verdienen. Rücklagen existierten nicht mehr, die Eltern hätten beide keine Arbeitsstelle mehr und eine  

weitere Unterstützung könne nicht mehr gewährt werden. Der Vater der Klägerin zu 2 sei zwischenzeitlich 

verstorben und die erwachsenen Geschwister hätten kein ausreichendes eigenes Einkommen. Die politische 

Entscheidung über eine Aussetzung der Abschiebung, die sich jederzeit wieder verändern könne, enthebe das 

Gericht nicht von der Feststellung zu den Voraussetzungen des § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG. Eine erhebliche 

konkrete Gefahr bestehe darüber hinaus auch deshalb, weil sich die Sicherheitslage erheblich verschlechtert  

habe. Die Innenministerkonferenz sei der Auffassung, dass zwangsweise Rückführungen weiterhin nur nach 

umfassender Einzelfallprüfung erfolgen sollten. UNHCR zufolge verschlechtere sich die Situation in Afghani -

stan zusehends. In Kabul spitze sich die Lage ebenfalls zu.

Die Kläger beantragen,

die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des Verwaltungsgerichts Regensburg vom 14. April 2014 zu 
verpflichten, festzustellen, dass ein Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 5 oder Abs. 7 Satz 1 AufenthG 
vorliegt. 
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Die Beklagte führt aus, es spreche Erhebliches dafür, dass die in Bayern geltenden Vorgaben als Erlasslage zu  

sehen seien, die afghanischen Familien mit minderjährigen Kindern einen Schutz vor Abschiebung vermittle.  

Unabhängig  davon  bestehe  für  Familien  mit  minderjährigen  Kindern  trotz  der  allgemein  schwierigen 

humanitären Umstände nicht regelmäßig eine Extremgefahr, zumal auch die Rückkehrförderung zu berück-

sichtigen sei. Die einem Familienvater obliegende Aufgabe, über seine Person hinaus für die Angehörigen das 

Existenzminimum zu erwirtschaften,  sei  weiter  kein  sich  unmittelbar  auswirkender  Aspekt.  Das  Abschie-

bungsschutzrecht gehe von einer gerade dem jeweiligen Schutzsuchenden konkret und individuell drohenden 

Gefahrenlage aus. Auf die erst mittelbare Folge der Erfüllung rechtlicher oder ethischer Verpflichtungen könne 

nicht  abgestellt  werden.  Bei  tatsächlicher  Existenzgefährdung  der  vom  Erwerbsfähigen  abhängigen 

Angehörigen könne dort ein Abschiebungsverbot vorliegen, durch das dem Erwerbsfähigen als Ausfluss seiner  

Rechte  aus  Art.  6  GG dann ein Anspruch auf  Fortbestand der  familiären Gemeinschaft  im Bundesgebiet 

erwachse.  Zudem  sei  ein  unmittelbarer  zeitlicher  Zusammenhang  zwischen  Rückkehr  und  drohender 

Rechtsgutverletzung erforderlich.  Schlechte  humanitäre  Bedingungen könnten  zwar  in  Ausnahmefällen  in 

Bezug auf Art.  3 EMRK ein Abschiebungsverbot begründen, aber in Afghanistan sei die allgemeine Lage 

nicht so ernst, dass ohne weiteres eine Verletzung angenommen werden könne. Fraglich sei schon, ob aus 

Sicht des Gesetzgebers der Schutzbereich des § 60 Abs. 5 AufenthG bei einer auf eine Bevölkerungsgruppe  

bezogenen  Gefahrenlage  überhaupt  eröffnet  sei.  Angesichts  des  besonderen  Ausnahmecharakters  sei  ein 

Gefährdungsgrad entsprechend der Extremgefahr erforderlich.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurückzuweisen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf die Gerichts- und Behördenakten sowie 

auf die zum Gegenstand des Verfahrens gemachten Erkenntnisquellen verwiesen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e

Die Berufung ist zulässig und begründet (§ 125 Abs. 1 Satz 1, § 128 Satz 1 VwGO). Das Bundesamt ist nach 

der maßgeblichen Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhandlung (§ 77 Abs. 1 Satz 1  

Halbs. 1 AsylVfG) verpflichtet festzustellen, dass bei den Klägern das Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 5 

AufenthG hinsichtlich Afghanistan vorliegt. Ob die Voraussetzungen des § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG erfüllt  

sind, bedarf keiner Prüfung, da es sich beim national begründeten Abschiebungsverbot um einen einheitlichen 

und nicht weiter teilbaren Verfahrensgegenstand handelt (BVerwG, U.v. 8.9.2011 – 10 C 14.10 – BVerwGE 

140,  319 Rn.  16 und 17).  Damit  kommt  es  auch auf  die  Frage nicht  an,  ob Nr.  C.3.2 der  Verwaltungs -

vorschriften  des  Bayerischen  Staatsministeriums  des  Innern,  für  Bau  und  Verkehr  zum  Ausländerrecht  

(BayVVAuslR) vom 3. März 2014, Az. IA2-2081.13-15, für Familien eine Anordnung nach § 60a Abs. 1 Satz 

1 AufenthG darstellt, die ihnen Schutz vor Abschiebung vermittelt und deshalb die analoge Anwendung von §  

60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG ausschließt.
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Gemäß § 60 Abs. 5 AufenthG darf ein Ausländer nicht abgeschoben werden, soweit eine Abschiebung nach 

den Bestimmungen der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) unzulässig ist. Einschlägig ist hier  

Art. 3 EMRK, wonach niemand der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe  

unterworfen  werden  darf.  Das  wäre  bei  den  Klägern  der  Fall,  wenn  sie  nach  Afghanistan  zurückkehren  

müssten. Der Kläger zu 1 und 2 als Eltern von zwei minderjährigen Kindern befürchten, aufgrund der dortigen  

Situation einer Art. 3 EMRK widersprechenden Behandlung ausgesetzt zu werden. Damit machen die Kläger 

zwar nicht geltend, dass ihnen näher spezifizierte, konkrete Maßnahmen drohen würden, sondern sie berufen 

sich  auf  die  allgemeine  Lage.  Die  zu  erwartenden  schlechten  Lebensbedingungen  und  die  daraus  

resultierenden Gefährdungen weisen vorliegend aber eine Intensität auf,  dass auch ohne konkret drohende 

Maßnahmen von einer unmenschlichen Behandlung auszugehen ist.

Der Schutzbereich des § 60 Abs. 5 AufenthG ist auch bei einer allgemeinen, auf eine Bevölkerungsgruppe 

bezogenen Gefahrenlage eröffnet.

Von der  Beklagten wird das  allerdings bezweifelt,  weil  der  (deutsche)  Gesetzgeber  in  Kenntnis  der  vom 

Bundesverwaltungsgericht bejahten Erweiterung auf Gefährdungen, die nicht staatlich zu verantworten seien 

(BVerwG, U.v. 31.1.2013 – 10 C 15.12 – BVerwGE 146, 12 = NVwZ 2013, 1167; U.v. 13.6.2013 – 10 C 

13.12 – BVerwGE 147, 8 = NVwZ 2013, 1489), am Konzept von allgemeinen Gefährdungslagen einerseits  

und individuell gelagerten Schutzgründen andererseits festgehalten habe. Die Formulierung des Art. 3 EMRK, 

niemand dürfe unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe unterworfen werden, lässt zwar 

nicht erkennen, ob sich diese nur aus konkret gegen den Betroffenen gerichteten Maßnahmen oder auch aus 

einer  schlechten  allgemeinen  Situation  mit  unzumutbaren  Lebensbedingungen  ergeben  kann.  Eine 

Unterscheidung zwischen konkreten und allgemeinen Gefahren wird dort jedenfalls nicht vorgenommen. Die 

von  der  Beklagten  zitierte  Rechtsprechung  des  Bundesverwaltungsgerichts,  die  auf  den  Europäischen 

Gerichtshof für Menschenrechte verweist (BVerwG, U.v. 31.1.2013 a.a.O.; U.v. 13.6.2013 – 10 C 13.12 – 

BVerwGE 147,  8  = NVwZ 2013,  1489;  EGMR, U.v.  21.1.2011 – M.S.S./Belgien und Griechenland,  Nr. 

30696/09 – NVwZ 2011, 413; U.v. 28.6.2011 – Sufi und Elmi/Vereinigtes Königreich, Nr. 8319/07 – NVwZ 

2012,  681;  U.v.  13.10.2011  –  Husseini/Schweden,  Nr.  10611/09  –  NJOZ  2012,  952),  hält  aber  eine  

unmenschliche Behandlung allein durch die humanitäre Lage und die allgemeinen Lebensbedingungen für 

möglich. Im Urteil vom 13. Juni 2013 (a.a.O.) ist das Bundesverwaltungsgericht ferner ausdrücklich von der  

früheren Rechtsprechung abgerückt und hält für das nationale Abschiebungsverbot des § 60 Abs. 5 AufenthG 

i.V.m. Art. 3 EMRK nicht länger an der zu § 53 Abs. 4 AuslG 1990 vertretenen Auffassung fest, dass die  

Vorschrift nur Gefahren für Leib und Leben berücksichtige, die seitens eines Staates oder einer staatsähnlichen 

Organisation drohten. Nach der zitierten Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte 

(Verfahren Sufi und Elmi, a.a.O., Rn. 278, 282 f.) verletzen humanitäre Verhältnisse Art. 3 EMRK zum einen 

in ganz außergewöhnlichen Fällen, wenn die humanitären Gründe gegen die Ausweisung „zwingend“ seien. 

Dieses  Kriterium  sei  angemessen,  wenn  die  schlechten  Bedingungen  überwiegend  auf  die  Armut 

zurückzuführen seien oder auf die fehlenden staatlichen Mittel, um mit Naturereignissen umzugehen. Zum 
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anderen könne – wenn Aktionen von Konfliktparteien zum Zusammenbruch der sozialen, politischen und wirt-

schaftlichen Infrastruktur führten – eine Verletzung darin zu sehen sein, dass es dem Betroffenen nicht mehr 

gelinge, seine elementaren Bedürfnisse, wie Nahrung, Hygiene und Unterkunft, zu befriedigen. Zu berück-

sichtigen seien dabei auch seine Verletzbarkeit für Misshandlungen und seine Aussicht auf eine Verbesserung 

seiner Lage in angemessener Zeit. Im Anschluss hieran stellt das Bundesverwaltungsgericht darauf ab, ob es  

ernsthafte und stichhaltige Gründe dafür gibt, dass der Betroffene tatsächlich Gefahr läuft, einer Art. 3 EMRK 

widersprechenden Behandlung ausgesetzt zu werden. Wenn eine solche Gefahr nachgewiesen sei, verletze die 

Abschiebung des Ausländers notwendig Art.  3 EMRK, einerlei,  ob sich die Gefahr aus einer allgemeinen 

Situation der Gewalt ergebe, einem besonderen Merkmal des Ausländers oder einer Verbindung von beiden. 

Die sozio-ökonomischen und humanitären Verhältnisse seien nicht notwendig für die Frage bedeutend und erst 

recht nicht dafür entscheidend, ob der Betroffene wirklich der Gefahr einer Misshandlung unter Verstoß gegen  

Art. 3 EMRK ausgesetzt wäre. Denn die Konvention ziele hauptsächlich darauf ab, bürgerliche und politische 

Rechte  zu  schützen.  Um  in  sehr  ungewöhnlichen  Fällen  eine  Abschiebung  zu  verhindern,  mache  die 

grundlegende Bedeutung von Art. 3 EMRK aber eine gewisse Flexibilität erforderlich.

Dass  der  (deutsche)  Gesetzgeber  in  Kenntnis  der  Rechtsprechung  des  Bundesverwaltungsgerichts  die  

Regelung von allgemeinen Gefahren im Sinn von § 60 Abs. 7 Satz 2 AufenthG n.F. i.V.m. § 60a AufenthG 

unverändert beibehalten und nicht auf andere Abschiebungsverbote ausgedehnt hat, spricht bei systematischer 

Auslegung des Gesetzes gegen die vom Bundesamt vertretene Auffassung. Im gewaltenteilenden Rechtsstaat 

ist die Rechtsprechung nur ausnahmsweise befugt, die Entscheidung des demokratisch legitimierten Gesetz-

gebers unbeachtet zu lassen (BVerwG, U.v. 31.1.2013 – 10 C 15.12 – NVwZ 2013, 1167 zur verfassungs -

konformen Auslegung von § 60 Abs. 7 Satz 2 AufenthG n.F.). Im Übrigen greift das Bundesamt selbst in 

bestimmten Fallkonstellationen bei allgemeinen Gefahren ebenso auf § 60 Abs. 5 AufenthG zurück. So kann 

z.B.  nach  dem  Schreiben  des  Bundesministeriums  des  Innern  vom  14.  November  2013,  Az.  M  I  4  – 

21004/21#5 („Information zur Entscheidungspraxis des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge aufgrund 

des  Urteils  des  BVerwG  vom  13.  Juni  2013“),  bei  unbegleiteten  minderjährigen  Asylbewerbern  ein 

Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 5 AufenthG festgestellt werden.

Bisher nicht geklärt  ist,  durch welchen Gefährdungsgrad derartige außergewöhnliche Fälle gekennzeichnet  

sein müssen. Schon von der Gesetzessystematik her kann der nationale Maßstab für eine Extremgefahr nach § 

60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG analog nicht herangezogen werden. Da die Sachverhalte nicht vergleichbar sind, 

lassen  sich  die  erhöhten  Anforderungen  an  eine  ausreichende  Lebensgrundlage  im  Fall  einer  internen 

Schutzalternative ebenso wenig übertragen. Die Rechtsprechung sowohl des Europäischen Gerichtshofs für 

Menschenrechte (Verfahren Sufi und Elmi, a.a.O., Rn. 278, 282 f.) als auch des Bundesverwaltungsgerichts 

(BVerwG, U.v. 31.1.2013 – 10 C 15.12 – NVwZ 2013, 1167) macht jedoch deutlich, dass von einem sehr 

hohen Niveau auszugehen ist. Nur dann liegt ein außergewöhnlicher Fall vor, in dem die humanitären Gründe 

gegen  die  Ausweisung  „zwingend“  sind.  Wenn  das  Bundesverwaltungsgericht  die  allgemeine  Lage  in 

Afghanistan nicht als so ernst einstuft, dass ohne weiteres eine Verletzung angenommen werden könne, weist 
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das ebenfalls auf die Notwendigkeit einer besonderen Ausnahmesituation hin. Eine solche ist allerdings bei  

den Klägern gegeben.

Bei einer Rückkehr müssten die Eltern – nach afghanischen Maßstäben wohl der Vater – für den Unterhalt der  

gesamten Familie sorgen. Der Ehefrau und Mutter war es ihrem glaubhaften Vortrag zufolge wegen des älteren 

Kindes schon vor der Ausreise nicht möglich, in ihrem Beruf tätig zu sein. Selbst der Besuch eines lediglich  

sechsmonatigen Praktikums war nicht regelmäßig möglich. Mit nunmehr zwei kleinen Kindern in betreuungs-

bedürftigem Alter würde ihr die Arbeitsaufnahme somit nicht gelingen. Der Vater müsste daher alleine den 

Unterhalt  für  die  ganze  Familie  erwirtschaften.  Dazu  würde  er  nicht  im Stande  sein,  zumal  auch  keine  

Rücklagen mehr existieren. Der Vater der Klägerin zu 2 ist zwischenzeitlich verstorben, so dass auch insoweit  

keine Hilfe zu erwarten wäre.  Der Kläger zu 1 wäre in der Folge bei  Rückkehr auf sich alleine gestellt.  

Angesichts der Lebensbedingungen in Afghanistan und der Tatsache, dass die Kinder noch in betreuungs-

bedürftigem Alter  sind,  würde er  zur  Sicherung der  Existenz für  die  Familie  nicht  imstande sein.  In  der  

ständigen Rechtsprechung zur Extremgefahr nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG analog (seit U.v. 3.2.2011 – 

13a B 10.30394 – juris; zuletzt U.v. 30.1.2014 – 13a B 13.30279 – juris) hat sich der Verwaltungsgerichtshof  

zwar schon mit Teilaspekten der humanitären Lage in Afghanistan befasst und ist zum Ergebnis gekommen,  

dass für einen alleinstehenden Rückkehrer keine Extremgefahr im Sinn von § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG 

besteht.  Er  wäre selbst  ohne  nennenswertes  Vermögen und ohne familiären  Rückhalt  in  der  Lage,  durch 

Gelegenheitsarbeiten wenigstens ein kleines Einkommen zu erzielen und sich damit zumindest ein Leben am 

Rand  des  Existenzminimums  zu  finanzieren.  Bei  einer  Familie  mit  minderjährigen  Kindern  ist  aber  im 

Hinblick auf die zu erwartenden schlechten humanitären Verhältnisse in Afghanistan von einer unmensch-

lichen Behandlung auszugehen.

Vorab ist festzuhalten, dass die gesamte Familie in die Bewertung mit einzubeziehen ist. Der Senat geht davon  

aus, dass die Unterhaltsverpflichtungen des Klägers zu 1 nicht außer Betracht bleiben können. Soweit die 

Beklagte  darauf  hinweist,  dass  das  Abschiebungsschutzrecht  von  einer  gerade  dem  jeweiligen  Schutz-

suchenden konkret  und individuell  drohenden Gefahrenlage  ausgehe,  trifft  das  zwar  insoweit  zu,  als  das 

Gesetz generell eine Unterscheidung zwischen allgemeinen und individuell drohenden Gefahren vornimmt.  

Das  schließt  aber  nicht  aus,  Unterhaltsverpflichtungen,  die  dem  Betroffenen  konkret  obliegen,  zu 

berücksichtigen. Die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zur Frage, ob eine gemeinsame oder 

getrennte  Rückkehr  von  Familienangehörigen  zugrunde  zu  legen  ist,  geht  ebenfalls  in  diese  Richtung 

(BVerwG, U.v. 8.9.1992 – 9 C 8.91 – BVerwGE 90, 364 = InfAuslR 1993, 28; B.v. 21.9.1999 – 9 C 12.99 –  

BVerwGE  109,  305  =  InfAuslR  2000,  93).  Unter  Einbeziehung  der  Bedeutung,  welche  die  deutsche 

Rechtsordnung dem Schutz von Ehe und Familie beimesse (Art. 6 GG), sei bei der Prognose, welche Gefahren 

dem  Asylbewerber  im  Falle  einer  Abschiebung  in  den  Heimatstaat  drohten,  regelmäßig  von  einer 

gemeinsamen Rückkehr aller Familienangehörigen auszugehen. Nur in besonders gelagerten Ausnahmefällen 

– Angehörige, die Abschiebungsschutz genießen – könne eine andere Betrachtung geboten sein. Erforderlich 

sei  eine  möglichst  realitätsnahe  Beurteilung  der  Situation  im  hypothetischen  Rückkehrfall.  Für  die 
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anzunehmende Ausgangssituation, von der aus die Gefahrenprognose zu erstellen sei, komme es grundsätzlich 

weder auf bloße Absichtserklärungen der Betroffenen noch auf ihren ausländerrechtlichen Status an. Dies  

gelte für den jeweiligen Asylbewerber selbst und für die Familienmitglieder. Die Hypothese solle die Realität 

nur  in  einem  Punkt  ersetzen,  dem  nicht  mehr  bestehenden  Aufenthalt  des  Asylbewerbers  in  seinem 

Heimatstaat. Im Übrigen werde durch sie an dem realen Umfeld, insbesondere den familiären Beziehungen 

des Asylbewerbers, seinen Rechten und Pflichten, nichts geändert. Eine andere Betrachtungsweise würde sich  

grundlos von der Realität entfernen. Diese Grundsätze können auf die vorliegende Konstellation übertragen 

werden. Es wäre ebenso wirklichkeitsfremd und stünde deshalb mit der genannten Rechtsprechung nicht in 

Einklang, wenn man die Unterhaltsverpflichtungen als lediglich mittelbare Folge der Erfüllung rechtlicher 

oder ethischer Verpflichtungen außer Betracht ließe.

Wird mithin die Notwendigkeit, dass der Kläger zu 1 für den Unterhalt der gesamten Familie aufkommen 

muss,  zugrunde  gelegt,  würden  die  Kläger  bei  Rückkehr  nach  Afghanistan  einer  besonderen  Ausnahme-

situation ausgesetzt. Die humanitäre Lage dort lässt für sie ein menschenwürdiges Dasein nicht zu.

Der Lagebericht des Auswärtigen Amts vom 31. März 2014 (Stand: Februar 2014, S. 19 ff. – Lagebericht 

2014)  stellt  zwar  zum  einen  fest,  dass  sich  Afghanistans  Bewertung  im  Human  Development  Index 

kontinuierlich verbessert habe. Auch wenn Afghanistan weiterhin einen sehr niedrigen Rang belege und der  

Entwicklungsbedarf noch beträchtlich sei, habe es sich einerseits in fast allen Bereichen positiv entwickelt.  

Die afghanische Wirtschaft wachse, wenn auch nach einer starken Dekade vergleichsweise schwach. Anderer -

seits  würden  Investitionen  aufgrund  der  politischen  Unsicherheit  weitgehend  zurückgehalten.  Allerdings 

könne nach dem Wahljahr 2014 mit einer Normalisierung des durch die starke Präsenz internationaler Truppen 

aufgeblähten Preis- und Lohnniveaus zu rechnen sein. Eine weitere Abwertung der afghanischen Währung  

könnte zu einer gestärkten regionalen Wettbewerbsfähigkeit afghanischer Produkte führen. Negativ würde sich 

jedoch zum anderen eine zunehmende Unsicherheit und Destabilisierung des Landes auswirken. Die Schaf-

fung von Arbeitsplätzen sei auch bei einer stabilen Entwicklung der Wirtschaft eine zentrale Herausforderung. 

Für  größere  Impulse  mangle  es  bisher  an  Infrastruktur  und  förderlichen  wirtschaftspolitischen  Rahmen-

bedingungen  und  einer  umfassenden  politischen  Strategie.  Da  die  Schaffung  von  Perspektiven  auch  zu 

Sicherheit und Stabilität beitrage, sei die Unterstützung der Privatwirtschaft einer der Schlüsselbereiche der 

bilateralen Zusammenarbeit. Das Gutachten des Sachverständigen Dr. Danesch vom 7. Oktober 2010 an den 

Hessischen Verwaltungsgerichtshof geht hinsichtlich der Arbeitsmöglichkeiten davon aus, dass am ehesten  

noch junge kräftige Männer, häufig als Tagelöhner, einfache Jobs, bei denen harte körperliche Arbeit gefragt  

sei, fänden. In der Auskunft von ACCORD (Austrian Centre for Country of Origin and Asylum Research and 

Documentation) vom 1. Juni 2012 wird ebenfalls auf die schwierige Arbeitssuche hingewiesen. Die meisten 

Männer  und  Jugendlichen  würden  versuchen,  auf  nahe  gelegenen  Märkten  als  Träger  zu  arbeiten.  Die  

Schweizerische Flüchtlingshilfe (Afghanistan: Update, die aktuelle Sicherheitslage vom 5.10.2014, S. 19 – 

SFH)  führt  aus,  dass  36%  der  Bevölkerung  unter  der  Armutsgrenze  lebten.  Besonders  die  ländliche 

Bevölkerung sei den starken klimatischen Schwankungen hilflos ausgeliefert. Die Zahl der Arbeitslosen werde 
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weiter  ansteigen.  73,6% aller  Arbeitstätigen  gehörten  zu  den  working  poor,  die  pro  Tag  zwei  US$  oder 

weniger  verdienten.  Nach der  Stellungnahme von Dr.  Karin  Lutze (stellvertretende  Geschäftsführerin  der 

AGEF  –  Arbeitsgruppe  Entwicklung  und  Fachkräfte  im  Bereich  der  Migration  und  der  Entwicklungs-

zusammenarbeit  i.L.)  vom  8.  Juni  2011  an  das  Oberverwaltungsgericht  Rheinland-Pfalz  (zum  dortigen 

Verfahren A 11048/10.OVG) könne  das  Existenzminimum für  eine  Person durch  Aushilfsjobs  ermöglicht 

werden (S.  9).  Damit  würde der Kläger zu 1 unter  den gegebenen Umständen den notwendigen Lebens-

unterhalt nicht erwirtschaften können. Zum einen wird er keine Unterstützung durch seine Ehefrau bekom-

men,  weil  seine Kinder ihrer  Betreuung bedürfen.  Zum anderen wird es  an Arbeitsmöglichkeiten für ihn  

fehlen, vor allem aber an einem Verdienst, der für den Lebensunterhalt einer Familie ausreicht. Zwar war er  

vor der Ausreise im Geschäft seines Vaters tätig, jedoch kann nicht davon ausgegangen werden, dass er ohne  

Weiteres an die bereits ausgeübte Tätigkeit anknüpfen könnte. In der mündlichen Verhandlung hat der Kläger 

zu 1 angegeben,  er wisse nicht,  wie das Geschäft  laufe, seitdem er Afghanistan verlassen habe. Sein 18-

jähriger Bruder gehe noch zur Schule und arbeite mittlerweile auch in dem Geschäft. Damit wird dieser den 

Platz des Klägers in dem Betrieb einnehmen, zumal er in einem Alter von 18 Jahren die Schule demnächst  

abschließen wird. Anhaltspunkte dafür, dass das Geschäft, das auch bislang nur von zwei Personen geführt  

wurde,  Bedarf  an einer  weiteren dritten Arbeitskraft  hätte,  bestehen nicht.  Somit  wäre selbst  im Fall  der  

Rückkehr  in  das  väterliche  Geschäft  nicht  zu  erwarten,  dass  der  Kläger  zu  1  ein  Einkommen  in  einer 

Größenordnung erzielen könnte, die für den Lebensunterhalt einer ganzen Familie ausreichend wäre. Er wäre 

deshalb  gezwungen,  für  sich  und  seine  Familie  eine  neue  Existenz  aufzubauen,  ohne  dass  ihm hierbei  

entsprechende  Hilfen  zur  Verfügung  stünden.  Nach  den  zum  Gegenstand  des  Verfahrens  gemachten 

Erkenntnismitteln ist jedoch davon auszugehen, dass dies nicht gelingen kann.

Mit Ausnahme der medizinischen Versorgung greift der Lagebericht 2014 (S. 19 f.) keine Einzelaspekte auf, 

sondern  stellt  nur  die  generelle  Situation  für  Rückkehrer  und  die  allgemeinen  wirtschaftlichen  Rahmen-

bedingungen  dar.  Es  wird  darauf  verwiesen,  dass  es  an  grundlegender  Infrastruktur  fehle  und  die 

Grundversorgung nicht  gesichert  sei.  Da somit  keine grundlegende Änderung eingetreten ist,  wird zu den 

Einzelaspekten auf den Lagebericht des Auswärtigen Amtes vom Januar 2012 (Auswärtiges Amt, Bericht über 

die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Islamischen Republik Afghanistan, S. 28 – Lagebericht 2012)  

zurückgegriffen, der die Situation detaillierter beschreibt. Dieser führt hinsichtlich der Unterkunftsmöglich-

keiten aus, dass die Versorgung mit Wohnraum zu angemessenen Preisen in den Städten nach wie vor schwie-

rig sei. Das Ministerium für Flüchtlinge und Rückkehrer bemühe sich um eine Ansiedlung der Flüchtlinge in 

Neubausiedlungen für Rückkehrer. Dort erfolge die Ansiedlung unter schwierigen Rahmenbedingungen; für 

eine permanente Ansiedlung seien die vorgesehenen „Townships“ kaum geeignet. Der Zugang für Rückkehrer 

zu Arbeit, Wasser und Gesundheitsversorgung sei häufig nur sehr eingeschränkt möglich. Nach der Auskunft  

von ACCORD vom 1. Juni 2012 leben Zehntausende zurückgekehrter Familien unter schlimmen Bedingungen 

in Slums mit behelfsmäßigen Unterkünften in und um die afghanischen Städte. Sie müssten mit weniger als  

zehn Liter Wasser am Tag pro Person auskommen und hätten nicht genügend zu essen. Auch die SFH (S. 19)  

weist darauf hin, dass die Wohnraumknappheit zu den gravierendsten sozialen Problemen gehöre, vor allem in 
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Kabul. Zugang zu sauberem Trinkwasser hätten nur 39% der Bevölkerung, zu einer adäquaten Abwasser-

entsorgung nur  7,5%.  Damit  kann nicht  angenommen werden,  dass  die  Kläger  eine adäquate  Unterkunft  

finden würden, in der auch Kinder angemessen leben können. Erschwerend kommt hinzu, dass der afghani -

sche  Staat  schon  jetzt  kaum  mehr  in  der  Lage  ist,  die  Grundbedürfnisse  der  eigenen  Bevölkerung  zu  

befriedigen und ein Mindestmaß an sozialen Dienstleistungen zur Verfügung zu stellen. Durch den enormen 

Bevölkerungszuwachs  –  etwa  eine  Verdoppelung der  Bevölkerung  innerhalb  einer  Generation  –  gerät  er  

zusätzlich unter Druck (Lagebericht 2014, S. 19).

Die Grundversorgung ist  nach dem Lagebericht 2014 (S. 20) für große Teile der Bevölkerung eine große  

Herausforderung, für Rückkehrer in besonderem Maße. Die medizinische Versorgung habe sich zwar in den 

letzten zehn Jahren erheblich verbessert, falle jedoch im regionalen Vergleich weiterhin drastisch zurück. Nach 

wie  vor  seien  die  Verfügbarkeit  von  Medikamenten  und  die  Ausstattung  von  Kliniken  landesweit  unzu-

reichend.  In  Kabul  gebe  es  eine  gute  ärztliche  Versorgung  in  einer  deutschen  und  einer  französischen 

Einrichtung.  Im Übrigen sei  medizinische Hilfe aber oftmals nicht  zu erreichen oder könne nicht  bezahlt  

werden (SFH S. 20). Diese Gesichtspunkte sind vorliegend im Hinblick auf die beiden kleinen Kinder von 

besonderer  Bedeutung.  Hinzu  kommt,  dass  nach  der  SFH  (S.  19)  die  Qualität  der  Bildungsangebote 

unzureichend und Gewalt im Umgang mit Kindern weit verbreitet ist. Viele Kinder seien unterernährt; 10% 

der Kinder würden vor ihrem 5. Geburtstag sterben. Straßenkinder seien jeglicher Form von Missbrauch und 

Zwang ausgesetzt.

Der  Hohe  Flüchtlingskommissar  der  Vereinten  Nationen  (UNHCR-Richtlinien  zur  Feststellung  des 

internationalen Schutzbedarfs afghanischer Asylsuchender vom 6.8.2013, S. 9 – UNHCR-Richtlinien) geht  

davon aus, dass es für eine Neuansiedlung grundsätzlich bedeutender Unterstützung durch die (erweiterte)  

Familie,  die  Gemeinschaft  oder  den  Stamm  bedarf.  Nach  einer  ergänzenden  Darstellung  (Darstellung 

allgemeiner Aspekte hinsichtlich der Situation in Afghanistan – Erkenntnisse u.a. aus den UNHCR-Richtlinien 

2013 des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen – Vertretung in Deutschland – vom August  

2014) sind 40% der Rückkehrer nicht in der Lage, sich wieder in ihre Heimatorte zu integrieren, rund 60% 

hätten Schwierigkeiten, sich ein neues Leben in Afghanistan aufzubauen.

Diese Auskünfte ergeben einen ausreichenden Einblick in die tatsächliche Lage in Afghanistan. Insbesondere 

ist  auch mit den neueren Erkenntnismitteln die derzeitige Situation hinreichend abgebildet,  so dass es der  

Einholung weiterer Auskünfte nicht bedarf. Unter den dargestellten Rahmenbedingungen, vor allem mit häufig 

nur  sehr  eingeschränktem Zugang  für  Rückkehrer  zu  Arbeit,  Wasser  und  Gesundheitsversorgung,  ist  die 

Schaffung einer  menschenwürdigen Lebensgrundlage für  eine Familie  mit  Kindern im Allgemeinen nicht 

möglich. Im Fall der Kläger wäre zusätzlich zu berücksichtigen, dass die Ehefrau bzw. Mutter die Betreuung 

für die beiden kleinen Kinder gewährleisten muss und zum Lebensunterhalt nicht beitragen kann. Bei den 

geschilderten Verhältnissen liegt ein außergewöhnlicher Fall vor, in dem die humanitären Gründe gegen die 

Abschiebung  „zwingend“  sind.  Für  die  Kläger  besteht  die  ernsthafte  Gefahr,  dass  sie  keine  adäquate  
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Unterkunft finden würden und keinen Zugang zu sanitären Einrichtungen hätten. Es steht zu erwarten, dass  

ihnen die zur Befriedigung ihrer elementaren Bedürfnisse erforderlichen finanziellen Mittel fehlen würden. 

Ohne Hilfe würden sie sich weder ernähren können noch wären die einfachsten hygienischen Voraussetzungen 

gewährleistet.  Da auch keine Aussicht auf Verbesserung der Lage besteht,  ist  davon auszugehen, dass die  

Kläger als Familie mit minderjährigen Kindern Gefahr liefen, einer erniedrigenden Behandlung ausgesetzt zu 

sein, die einen Mangel an Respekt für ihre Würde offenbart (siehe EGMR, U.v. 21.1.2011 – M.S.S./Belgien 

und Griechenland, Nr. 30696/09 – NVwZ 2011, 413).

Dass die Rechtsprechung zur Extremgefahr für Alleinstehende nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG analog nicht 

auf die Frage einer unmenschlichen Behandlung von Familien im Rahmen von § 60 Abs. 5 AufenthG i.V.m.  

Art. 3 EMRK übertragen werden kann, sondern sich die Wertung unterscheiden muss, zeigt sich auch an der  

Rechtsprechung  des  Europäischen  Gerichtshofs  für  Menschenrechte  (EGMR,  U.v.  4.11.2014  –  Tarakhel/ 

Schweiz, Nr.  29217/12 – hudoc.echr.coe.int,  auszugsweise mit  inoffizieller Übersetzung des Informations-

verbunds Asyl und Migration in Asylmagazin 2014, 424). In der Entscheidung betreffend die Abschiebung 

einer Familie nach Italien hebt der Gerichtshof vor allem das Kindeswohl hervor. Eine Abschiebung verstoße 

gegen Art.  3 EMRK, wenn nicht  sichergestellt  sei,  dass die Familieneinheit  erhalten bleibe und eine den 

Bedürfnissen  der  Kinder  entsprechende  Aufnahme  gewährleistet  sei.  Auch  die  Ständige  Konferenz  der 

Innenminister und -senatoren der Länder misst Familien mit Kindern besondere Bedeutung zu. In der 199. 

Sitzung vom 11.  bis  13.  Juni  2014 wurde deshalb das  Bundesministerium des  Innern unter  anderem um 

vertiefte  Informationen  zur  spezifischen  Rückkehrsituation  von  Familien  gebeten.  Nach  Nr.  C.3.2  der 

Verwaltungsvorschriften des Bayerischen Staatsministeriums des Innern, für Bau und Verkehr zum Ausländer-

recht  (BayVVAuslR)  vom 3.  März  2014,  Az.  IA2-2081.13-15,  ist  die  Rückführung von Familien vorerst 

ebenfalls zurückgestellt. Dass das Existenzminimum für eine Familie nicht erwirtschaftet werden kann, wird 

auch  durch  die  Stellungnahme  von  Dr.  Karin  Lutze  vom  8.  Juni  2011  an  das  Oberverwaltungsgericht  

Rheinland-Pfalz bestätigt. Danach könne durch Aushilfsjobs allenfalls das Existenzminimum für eine Person 

ermöglicht werden (S. 9). Ferner bekräftigt der UNHCR (Richtlinien vom 6.8.2013, S. 9) das grundsätzliche  

Erfordernis bedeutender Unterstützung. Die einzige Ausnahme seien alleinstehende leistungsfähige Männer 

und  verheiratete  Paare  im  berufsfähigen  Alter  ohne  festgestellten  Schutzbedarf,  die  unter  bestimmten 

Umständen ohne Unterstützung von Familie und Gemeinschaft in urbanen und semiurbanen Umgebungen 

leben  könnten,  die  die  notwendige  Infrastruktur  sowie  Erwerbsmöglichkeiten  zur  Sicherung  der  Grund-

versorgung böten, und die unter tatsächlicher staatlicher Kontrolle ständen. Damit hat sich die Lage nach der 

Einschätzung des UNHCR eher verschärft,  denn die  Richtlinien aus dem Jahr  2010 (S.  15 der  UNHCR-

Richtlinien zur Feststellung des internationalen Schutzbedarfs afghanischer Asylsuchender vom 24.3.2011 – 

zusammenfassende Übersetzung der UNHCR Eligibility Guidelines for Assessing the International Protection 

Needs  of  Asylum-Seekers  from  Afghanistan  vom  17.12.2010,  S.  40)  gingen  noch  davon  aus,  dass 

alleinstehende Männer und Kernfamilien (single males and nuclear family units) unter gewissen Umständen 

ohne Unterstützung von Familie oder Gemeinschaft leben könnten.
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Soweit die Beklagte auf die gewährten Unterstützungsleistungen verweist, gibt es diese zwar für die erste Zeit 

nach  der  Rückkehr.  Danach  allerdings  bestehen  Probleme  bei  der  Koordinierung  zwischen  humanitären 

Akteuren und Organisationen der Entwicklungszusammenarbeit sowie – mangels entsprechender Strukturen – 

dem afghanischen Staat (Lagebericht 2014, S. 20; Auskunft von ACCORD vom 1.6.2012). Aufgrund dieser  

verwaltungstechnischen Schwierigkeiten kommt die erforderliche Hilfe deshalb oft nicht dort an, wo sich die 

Rückkehrer niedergelassen haben. Noch schwieriger gestaltet sich die Lage für Familien. Über eine gewisse  

Starthilfe  hinaus  ist  es  nicht  möglich,  dauerhaft  Unterstützung  für  die  gesamte  Familie  zu  bekommen  

(Auskunft von amnesty international vom 29.9.2009 an den BayVGH im Verfahren 6 B 04.30476). Damit  

mögen die Leistungen zwar einen vorübergehenden Ausgleich schaffen, sind aber nicht dazu geeignet, auf 

Dauer  eine  menschenwürdige  Existenz  zu  gewährleisten,  insbesondere  weil  die  Grundversorgung  schon 

generell für einen Großteil der afghanischen Bevölkerung eine enorme Herausforderung bedeutet.

Die Beklagte war deshalb unter Abänderung des Urteils des Verwaltungsgerichts Regensburg vom 14. April  

2014 und des Bescheids des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge vom 5. September 2013 insoweit 

(Ablehnung Nr. 3 und Abschiebungsandrohung Nr. 4) zu verpflichten, festzustellen, dass bei den Klägern das  

Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 5 AufenthG hinsichtlich Afghanistan vorliegt.

Die  Kostenentscheidung  beruht  auf  §  154  Abs.  1  VwGO.  Das  Verfahren  ist  gemäß  §  83b  AsylVfG 

gerichtskostenfrei. Der Ausspruch zur vorläufigen Vollstreckbarkeit beruht auf § 167 Abs. 1 VwGO i.V.m. §§ 

708 ff. ZPO.

Die Revision war nicht zuzulassen, da keiner der Gründe des § 132 Abs. 2 VwGO vorliegt.
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